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Amtliche Sammlung 
der Gesetze und Verordnungen 

des Kantons Zug 

Zug, 31. März 1988 23. Band Nr. 34 

Baugesetz für den Kanton Zug 

Änderung vom 28. Januar 1988 

Der Kantonsrat des Kantons Zug, 

gestützt auf § 41 Bst. b der Kantonsverfassung, 

beschliesst: 

I. 

Das Baugesetz für den Kanton Zug vom 18. Mai 19671) wird wie folgt ge­
ändert: 

§2 
1 Der kantonale Richtplan und die Ortsgestaltungspläne der n. Kantonale 

Gemeinden geben darüber Auf schluss, wie sich die entspre- Uemeind-
chenden Gebiete räumlich entwickeln sollen. Es können Teil- Hche 
richtpläne erlassen werden, die sich auf einzelne Sachgebiete Raumplane 
beschränken. 

2 Die Nutzungspläne, insbesondere die Zonenpläne der Ge­
meinden, bestimmen die zulässige Bodennutzung. 

§4 

Die Vorschriften des Bundes bleiben vorbehalten. 

§5 

Der Kantonsrat beschliesst die kantonalen Teilrichtpläne v. zuständig-
über den Verkehr, die kantonalen Naturschutzgebiete und die , ke\l 

' ° 1. Kantonsrat 

Abbau- und Deponiegebiete; im übrigen nimmt er vom kanto­
nalen Richtplan Kenntnis. 
') BGS 721.11 
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2. Regierungs­
rat 

§5b i s 

1 Der Regierungsrat beschliesst den kantonalen Richtplan, 
soweit nicht der Kantonsrat zuständig ist, sowie kantonale 
Massnahmen des Landschaftsschutzes. Er führt die Oberauf­
sicht über die Einhaltung der kantonalen Pläne und der ge­
meindlichen Bauvorschriften. Im weiteren kann er Planungszo­
nen festlegen. 

2 Der Regierungsrat genehmigt die Pläne und Bauvorschrif­
ten, die von den Gemeinden in Ausführung dieses Gesetzes er­
lassen werden. 

3 Kleine Änderungen des kantonalen Richtplans und der 
kantonalen Teilrichtpläne können vom Regierungsrat nach An­
hörung der betroffenen Gemeinden ohne Mitteilung an den 
Kantonsrat beschlossen werden. 

§5ter 

3. Kommis- x Der Regierungsrat bestellt eine aus sieben Mitgliedern be-
sionen stehende Kommission, die Kanton und Gemeinden in Belangen 

des Natur- und Heimatschutzes beratend zur Verfügung steht. 
2 Der Regierungsrat bestellt eine aus fünf Mitgliedern beste­

hende Kommission, die Kanton und Gemeinden in Belangen 
des behinderten- und betagtengerechten Bauens beratend zur 
Verfügung steht. Die Aufgabe kann auch einer privaten Bera­
tungsstelle übertragen werden. 

§6 

4. Baudirektion x Die Baudirektion fördert und überwacht den Vollzug des 
Gesetzes. 

2 Die Baudirektion ist die zuständige kantonale Instanz für 
Ausnahmebewilligungen gemäss Art. 24 des Raumplanungsge­
setzes und für andere kantonale Bewilligungen des Baurechts. 

5. Forst­
direktion 

6. Gemeinderat 

§ 6bis (neu) 

Die Forstdirektion bewilligt und beaufsichtigt Bauten und 
Anlagen im Wald. 

§7 

Der Gemeinderat vollzieht das Gesetz und die Ausführungs­
erlasse im Bereich der Gemeinde. Seine baupolizeiliche Auf­
sicht erstreckt sich über das ganze Gemeindegebiet mit Ausnah­
me des Waldes. 
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§8 
1 Der Rechtsschutz in Bau- und Planungssachen richtet sich vi. Rechts-

nach dem Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 1. April 1976 x\ schutz 

2 Die kantonale Natur- und Heimatschutzkommission ist be­
rechtigt, bei den Behörden des Kantons und der Gemeinden 
Einsprache zu erheben und Beschwerde zu führen, wenn we­
sentliche Fragen des Natur- und Heimatschutzes zu beurteilen 
sind. Die Anfechtung von Entscheiden des Regierungsrates und 
des Verwaltungsgerichts ist ausgeschlossen. 

3 Gesamtschweizerischen Organisationen des Natur- und 
Heimatschutzes, welche mit selbständigen Körperschaften im 
Kanton Zug vertreten sind, steht das Einsprache- und Be­
schwerderecht zu, wenn es auch im Weiterzug vor den Organen 
der Bundesrechtspflege gegeben ist und wenn unmittelbar In­
teressen des Natur- und Heimatschutzes verfolgt werden. 

§10 
1 ... eine Bauordnung zu erlassen. Diese enthält den Zonen­

plan und die Zonenvorschriften für das ganze Gemeindegebiet. 
Ferner regelt sie die Zuständigkeit für den Erlass des Ortsgestal­
tungsplanes und der gemeindlichen Teilrichtpläne. 

§15 
1 . . . VI. Geneh­

migung 
2 

3 Gemeindliche Richtpläne bedürfen der Genehmigung der 
Baudirektion. Erhebt die Baudirektion innert 30 Tagen seit 
Einreichung der Pläne keine Einwendungen, gelten sie als ge­
nehmigt. Kommt keine Einigung zustande, entscheidet der Re­
gierungsrat endgültig. 

§16 

gestrichen VII. Kantons­
beiträge 

§17 
1. ... zulässige Gebäudehöhe und Gebäudelänge, andere Fra- i. Inhalt der 
gen der baulichen Gestaltung sowie die Art der Nutzung; Bauordnung 

i) BGS 162.1 

93 



721.11(1) 

II. Orstgestal-
tungsplan 

III. Zonen­
plan 

2. die Baudichte, insbesondere in Form von Ausnützungs-, Bau­
massen- oder Überbauungsziffern (Freiflächenziffern); 

14. die baulichen Massnahmen für Behinderte und Betagte. 
2 Der Regierungsrat umschreibt in der Vollziehungsverord­

nung die wesentlichen Begriffe des Baurechts wie Baute, Aus-
nützungsziffer usw. und regelt das Baubewilligungs- und Ein­
spracheverfahren . 

§18 

Der Ortsgestaltungsplan ergänzt den kantonalen Richtplan 
mit eigenen Planungszielen. Er bildet die Grundlage für die Er­
stellung des Zonenplans und den Erlass weiterer gemeindlicher 
Bauvorschriften und informiert über die Erschliessung des Bau­
gebietes. 

§ 19 
I 

e. Reserve-Bauzonen; 
f. Landwirtschaftszonen; 
g. Schutzzonen; 
h. Übriges Gebiet (mit Sondervorschriften). 

2 Als Baugebiet gelten die Zonen a bis e ohne die für 
Frei- und Grünflächen bestimmten Zonen des öffentlichen In­
teresses. 

3 Gemischte Bauzonen sind zulässig. Schutzzonen können 
andere Zonen überlagern, auch solche innerhalb des Baugebie­
tes. 

4 Der Wald untersteht der Forstgesetzgebung und ist von der 
Zonenplanung ausgenommen. 

IV. Zonen­
arten 

1. Wohn­
zonen 

§20 

. . . können in Gebiete verschiedener Bauweise und Bau­
dichte unterteilt werden. 

§21 

... sind für Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetrie­
be bestimmt ... Intensität störender Einwirkungen oder nach 
der Art der Nutzung unterteilt werden. 
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§22 
1 Die Zonen des öffentlichen Interesses sind innerhalb des 3. 

Baugebietes für öffentliche Bauten und Anlagen bestimmt, aus­
serhalb des Baugebietes für Frei- und Grünflächen, die dem Ge­
meinwohl dienen. 

2 In den Zonen des öffentlichen Interesses, die im Baugebiet 
liegen, können private Bauten und Anlagen bewilligt werden, 
wenn sie dauernd öffentlichen Interessen dienen und dieser 
Zweck dinglich gesichert ist. 

3 Die Vorschriften des § 30 betreffend das Heimschlagsrecht 
finden sinngemäss Anwendung. Grundstücke mit Bauten und 
Anlagen gemäss Abs. 2 sind vom Heimschlagsrecht ausgenom­
men. 

Zonen des 
öffentlichen 
Interesses 

§23 

Die Reserve-Bauzonen umfassen Land, das grundsätzlich 4. 
für die Überbauung in Aussicht genommen ist, dessen Er­
schliessung jedoch erst später erfolgen soll. 

Reserve-
Bauzonen 

§24 

Landwirtschaftszonen umfassen Land, das sich für die land- 5. 
wirtschaftliche Nutzung oder den vorwiegend bodenabhängigen 
Gartenbau eignet, oder das im Gesamtinteresse landwirtschaft­
lich genutzt werden soll. 

§ 24b* 
1 Das Übrige Gebiet wird nur teilweise oder vorübergehend 6. 

landwirtschaftlich genutzt. 
2 Es kann andern, im Zonenplan vorgemerkten Nutzungen 

dienen, welche im Baugebiet in der Regel ausgeschlossen sind, 
so der Anlage von Schrebergärten, dem Kiesabbau oder der Be­
reitstellung von Deponieraum. 

Landwirt­
schafts­
zonen 

Übriges 
Gebiet 

§ 24*r 
1 Schutzzonen dienen dem Natur­

bildschutz. 
Landschafts- und Orts- i. 

2 Sie werden aufgrund dieses Gesetzes und des besonderen 
kantonalen Rechts sowie der gemeindlichen Planung ausge­
schieden. 

Schutz­
zonen 
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(Neuer Titel) 

3. Abschnitt: 

Bauten und Anlagen 
ausserhalb der Bauzonen, Landschaftsschutz 

Bauten und 
Anlagen 
ausserhalb 
der Bau­
zonen; 
Bewilli­
gungen 

§36 
1 Die Erstellung und die Veränderung von Bauten und An­

lagen ausserhalb der Bauzone bedürfen der Zustimmung der 
Baudirektion und der Bewilligung der Gemeindebehörde. 

2 Die Erstellung und die Veränderung von Bauten und An­
lagen im Wald, die überwiegend anderen als forstlichen Zwek-
ken dienen, bedürfen neben der Rodungsbewilligung einer Be­
willigung gemäss Abs. 1. 

Änderung 
bestehender 
Bauten und 
Anlagen 
ausserhalb 
der Bau-

§ 36bis 

Die Erneuerung, teilweise Änderung, oder Erweiterung so­
wie der Wiederaufbau von Bauten und Anlagen ausserhalb der 
Bauzonen ist gestattet, sofern keine wichtigen Anliegen der 
Raumplanung entgegenstehen. 

in. Parzel­
lierungs-
verbot bei 
landwirt­
schaftlichen 
Gebäuden 

§ 36ter 

Die Bewilligung für Wohn- und Betriebsgebäude, die mit ei­
nem landwirtschaftlichen Gewerbe eine Einheit bilden, kann 
mit einem Parzellierungsverbot verbunden werden. 

IV. Kiesgruben 
und Depo­
nien ausser­
halb der 
Bauzonen; 
Abbau­
mengen 

§37 
1 Die Eröffnung und die Erweiterung von Kiesgruben und 

Deponien ausserhalb der Bauzonen bedürfen einer Bewilligung 
des Regierungsrates, sofern es sich um Volumen von über 10000 
m3 handelt. Die betreffende Gemeinde ist in das Verfahren ein-
zubeziehen. 

2 Die Eröffnung und die Erweiterung kleinerer Kiesgruben 
und Deponien sowie andere Terrainveränderungen ausserhalb 
der Bauzonen bedürfen der Zustimmung und der Bewilligung 
gemäss § 36. 
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3 Die Bewilligung und der Betrieb von Kiesgruben und De­
ponien ausserhalb der Bauzonen muss den Erfordernissen des 
Landschaftsschutzes und des Umweltschutzes genügen. Der 
Versorgung des Kantons mit Baustoffen und der Entsorgung 
von Abfällen ist angemessen Rechnung zu tragen. 

4 Eine Bewilligung wird nur erteilt, wenn das bestehende 
Landschaftsbild durch die Kiesgrube oder die Deponie nicht auf 
die Dauer wesentlich beeinträchtigt wird. Mit der Bewilligung 
sind die notwendigen Bedingungen und Auflagen im Interesse 
des Umweltschutzes, namentlich des Gewässerschutzes, sowie 
mit Bezug auf die etappenweise Beanspruchung und Rekultivie­
rung des Bodens zu verbinden. Grundeigentümer oder Bewilli­
gungsinhaber müssen entsprechende Sicherheiten leisten. 

5 Das Verkaufsvolumen des im Kanton geförderten Kieses 
darf im Durchschnitt von fünf Jahren in der Regel 900000 m3 

pro Jahr nicht übersteigen. Der Regierungsrat passt die laufen­
den Abbaubewilligungen an diese Höchstgrenze an und verein­
bart die Abbaumengen mit den Bewilligungsinhabern. Kommt 
keine Einigung zustande, legt der Regierungsrat die zulässigen 
Fördermengen für die einzelnen Abbaustätten durch Beschluss 
fest. 

§38 
1 Die kantonalen Seeuferschutzzonen liegen ausserhalb des v. Landschafts-

Baugebietes an den Ufern des Zuger-, Ägeri- und Wilersees. x ^j^naie 
2 Sie sind in einem Plan darzustellen, und ihre Schutzwir- ĥutzzonen 

kung ist durch eine Legende zu erläutern. 
3 Die Gemeinden übernehmen die kantonalen Seeufer­

schutzzonen in ihre Zonenpläne. 

§ 38bis (neu) 
1 Naturobjekte wie Findlinge, Felspartien, Höhlen, Verstei- 2. Kantonale 

nerungen, Wasserfälle und Baumgruppen können vom Kanton )jĵ n
8di]che 

oder von der Gemeinde unter Schutz gestellt werden. Natur­
objekte 

2 Die kantonalen Naturobjekte sind nach Anhörung des 
Grundeigentümers in ein Verzeichnis einzutragen, das von der 
Baudirektion geführt wird und bei allen Gemeindekanzleien 
aufliegt. 
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Weitere 
Bestim­
mungen des 
Landschafts­
schutzes 

3 Die zuständige Behörde kann den Grundeigentümern für 
die Erhaltung und Pflege von Naturobjekten einmalige oder 
wiederkehrende Beiträge ausrichten. Die Finanzierung der 
kantonalen Beiträge erfolgt sinngemäss nach § 10 des Gesetzes 
über die Erhaltung und Pflege von Naturschutzgebieten vom 2. 
September 1982 D. 

§ 38ter 

1 Gegenüber Waldrändern haben Bauten und Anlagen in 
der Regel einen Abstand von 15 Meter einzuhalten. Der Regie­
rungsrat umschreibt in der Vollziehungsverordnung die Voraus­
setzungen für die Unterschreitung dieses Abstandes. 

2 Der Gemeinderat darf innerhalb des Baugebietes Gebäu­
de von über 20 Metern Höhe nur im Rahmen eines Bebauungs­
planes im Sinne von § 32 bewilligen. 

3 Die Ablagerung von Motorfahrzeugen, Geräten und Ma­
schinen sowie die Einrichtung von Werkplätzen und Materialla­
gern ausserhalb des Baugebietes ist verboten. 

III. Beitrags­
pflicht 

§41 
1 Die Gemeinden sind verpflichtet, von den direkten und in­

direkten Anstössern Beiträge an die Kosten des Landerwerbs 
und der Erstellung von Gemeindestrassen zu verlangen. 

2 . . . 
3 

§ 6 2 

i. Anpassung x Die Gemeinden sind verpflichtet, ihre Bauvorschriften 
hchfn Bau-d unc* Zonenpläne an dieses Gesetz und an das Raumplanungs­
vorschriften gesetz2) anzupassen. 

2 Der Regierungsrat ist ermächtigt, für Gemeinden, die mit 
der Anpassung ihrer Bauvorschriften übermässig im Rückstand 
sind, Ersatzvorschriften samt Plänen in Kraft zu setzen. Die Ko­
sten sind von den betreffenden Gemeinden zu tragen. 

Abs. 4 gestrichen 

0 BGS 432.1 
2) SR 700 
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§ 62bii 

1 Die bisherigen Bauzonen bleiben bis zur Anpassung des je- n. übergangs-
weiligen Zonenplans der Gemeinde an das Raumplanungsge- regeiungen 
setz unverändert. 

2 Die bisherigen für die spätere Planung bestimmten Zonen 
gelten bis zur Anpassung des jeweiligen Zonenplans der Ge­
meinde an das Raumplanungsgesetz als Bauzone, soweit darin 
gemäss der gemeindlichen Bauordnung der Gemeinderat allein 
oder aufgrund eines Gemeindeversammlungsbeschlusses be­
fugt ist, Baubewilligungen zu erteilen. Im übrigen gelten sie 
einstweilen als Landwirtschaftszone. 

3 Das bisherige Übrige Gemeindegebiet gilt - soweit es nicht 
als Naturschutzgebiet, als Schutzzone an Seeufern oder als 
Wald bezeichnet ist - als Landwirtschaftszone gemäss Art. 16 
des Raumplanungsgesetzes, bis der jeweilige Zonenplan der 
Gemeinde die Landwirtschaftszonen und die weiteren Zonen 
ausserhalb der Bauzonen selbst bestimmt. 

4 Der Regierungsrat kann in der Vollziehungsverordnung 
eine Übergangsregelung zum Begriff der Baudichte in Bauzo­
nen treffen. 

§ 62*« 

Der kantonale Richtplan wird spätestens nach zehn Jahren in. Pian-
gesamthaft überprüft und nötigenfalls überarbeitet. revisic 

§63 

§64 

§65 

IV. Strafbe­
stimmungen 

V. Inkraft­
treten 

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung dieses vi. widerspre-
Gesetzes wird die Verordnung über die vorläufige Einführung 
des Bundesgesetzes über die Raumplanung vom 21. Oktober 
1980l) mit Änderung vom 5. November 19852) aufgehoben. 

D BGS 711.1 
2> BGS 711.1(1) 

chende Vor­
schriften 
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2 Die Verordnung über Natur- und Heimatschutz vom 
23. Februar 1946x) sowie die Verordnung zum Schutz des Wiler-
sees vom 12. Juli 1957 2) sind vom Regierungsrat aufzuheben, so­
bald der kantonale Plan der Seeuferschutzzonen erlassen ist, die 
Gemeinden den bisherigen Zonen mit Baubeschränkung ent­
sprechende Bestimmungen geschaffen haben und in der Voll­
ziehungsverordnung das Wesen der Natur- und Heimatschutz­
kommission geregelt ist. 

3 Der Regierungsratsbeschluss über die Planung und den 
Bau von Einkaufszentren vom 26. Februar 19743) bleibt bis zur 
Aufhebung durch den Regierungsrat in Kraft. Die Abänderung 
ist Sache des Regierungsrates. 

II. 
Wo die unveränderten Gesetzesparagraphen das Wort «Einwohnerratx 

enthalten, wird dieses durch «Gemeinderat» ersetzt. 

ni. 
Diese Gesetzesänderung tritt unter dem Vorbehalt des Referendums ge­

mäss § 34 der Kantonsverfassung auf den 1. Mai 1988 in Kraft. 

Zug, den 28. Januar 1988 Kantonsrat des Kantons Zug 

Der Präsident: 
M. Butler 

Der Landschreiber: 
H. Windlin 

Der Regierungsrat stellt fest, 
dass das Referendum gegen die vorstehende Gesetzesänderung nicht ergrif­
fen wurde und diese auf 1. Mai 1988 in Kraft tritt. 

Zug, den 29. März 1988 Regierungsrat des Kantons Zug 

Der Landammann: 
A. Scherer 

D BGS 431 li Der Landschreiber: 
2) BGS 431.12 H. Windlin 
3) B G S 721.14 
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